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Initiativantrag 

der unterzeichneten Abgeordneten 

betreffend 

die Absicherung der heimischen Automobilindustrie   

 

Gemäß § 25 Abs. 6 der Landtagsgeschäftsordnung wird dieser Antrag als dringlich 

bezeichnet. 

 

Der Oö. Landtag möge beschließen: 

Resolution 

 

Die Oö. Landesregierung wird ersucht, sich bei der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass diese 

sich bei der EU-Kommission dafür stark macht, unter Einbeziehung der Automobilindustrie 

Lösungen zu erarbeiten, wie der Erhalt und Ausbau eines breiten Mix an Antriebsarten (Elektro, 

Wasserstoff, Verbrenner,...) gelingen kann, um die tausenden Arbeitsplätze im Automobilsektor für 

die Zukunft zu sichern. 

 

Begründung 

 

Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments fordern mit mehrheitlichem Beschluss vom 

7. Oktober 2020 die Europäische Kommission dazu auf, im Rahmen des ordentlichen 

Gesetzgebungsverfahrens bis zum 31. Mai 2023 Wege auszuarbeiten, wie bis 2050 die 

Klimaneutralität erreicht werden kann. Der Abbau von Förderungen für fossile Brennstoffe bis 2025 

ist ein Teil davon. 

 

Die Automobilindustrie steht dadurch zurzeit sehr unter Druck. Die Überlegungen der 

Europäischen Institutionen dürfen nicht zu Lasten der starken europäischen Automobilindustrie 

und daran geknüpften zahlreichen Arbeitsplätze gehen. Alleine in Österreich sind knapp 400.000 

Arbeitsplätze mittelbar von der Automobilindustrie abhängig.  

 

Die Arbeitsplätze sind für Europa und vor allem auch für Oberösterreich als Industriestandort und 

wichtiger Automobilzulieferer von größter Bedeutung. Die unterzeichneten Abgeordneten 

bekennen sich klar zur Automobilindustrie und fordern daher von den Europäischen Institutionen 

ein klares Bekenntnis ein. Es muss sichergestellt werden, dass durch die geplanten Klimaziele 

keine Arbeitsplätze verloren gehen. Die Europäische Union ist daher gefordert, unter Einbindung 

der Automobilbranche Lösungen auszuarbeiten, wie eine arbeitsplatzerhaltende Weiterführung der 

betroffenen Betriebe geschehen kann. Der Erhalt und Ausbau eines breiten Mix an Antriebsarten 

(Elektro, Wasserstoff, Verbrenner,...) ist hierfür eine wichtige Voraussetzung.  

 

Linz, am 10. November 2020  
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